
Synopse – Straßenreinigungsgebührensatzung 

Alte Fassung (Stand vom 20.12.2019) Neue (überarbeitete) Fassung (Rechtliche) Begründung der Änderung 

§ 1 Benutzungsgebühren § 1 Benutzungsgebühren 
 

(1) Die Stadt Speyer erhebt für die Reinigung der in § 2 

dieser Satzung aufgeführten Straßen nach Maßgabe 

dieser Satzung laufende Benutzungsgebühren gemäß    

§ 7 KAG. 

(1) Die Stadt Speyer kann die Eigentümer oder Besitzer 

der an die Straße angrenzenden sowie der durch die 

Straße erschlossenen Grundstücke durch Satzung ganz 

oder teilweise zu den ihr durch die Straßenreinigung 

entstehenden Kosten heranziehen. 

Neue allgemeine Ermäch�gungsgrundlage eingefügt. 

Rechtliche Nachschärfung und dadurch alten Absatz 1 

neu aufgeteilt. 

 

(2) Für die Reinigung des in § 2 Absatz 1 genannten 

Satzungsgebietes wird nach Maßgabe dieser Satzung 

eine laufende Benutzungsgebühr (Reinigungsgebühr) 

gemäß § 17 Absatz 3 Satz 4 Landesstraßengesetz 

Rheinland-Pfalz (LStrG) in Verbindung mit § 7 

Kommunalabgabengesetz (KAG) erhoben. 

 

(2) Die Straßenreinigung umfasst nicht den 

Winterdienst. 

(3) Die Straßenreinigungsgebühr umfasst nicht den 

Winterdienst. 
Redak�onelle Anpassung um „gebühr“ 

(3) Die Stadt Speyer trägt den Kostenanteil, der auf das 

allgemeine öffentliche Interesse an der Reinigung 

en7ällt (Gemeindeanteil) in Höhe von 30 Prozent. Die 

Benutzungsgebühren nach Abs. 1 dienen zur restlichen 

Deckung der Kosten der Straßenreinigung. 

(4) Die Stadt Speyer trägt den Kostenanteil, der auf das 

allgemeine öffentliche Interesse an der Reinigung 

en7ällt (Gemeindeanteil) in Höhe von 25 Prozent. Die 

Benutzungsgebühren nach Abs. 1 dienen zur restlichen 

Deckung der Kosten der Straßenreinigung. 

Gemeindeanteil abgesenkt, da mit 30 % zu hoch – OVG 

hat selbst bei Straßen mit starkem Durchgangsverkehr 

einen Gemeindeanteil von 30 % als angemessen 

erachtet (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 9. Februar 

2006 – 7 A 11037/05 (juris Rn. 32)) 

Grundlage RH-Bericht 2025 (Rd.Nr. 84) 

§ 2 Straßenverzeichnis § 2 Satzungsgebiet Redak�onelle Anpassung 

(1) Diese Satzung findet für folgende Straßen 

Anwendung: Antoniagasse … Wormser Straße 

Diese Satzung findet auf die in Anlage 2 aufgeführten 

Straßen Anwendung (Satzungsgebiet). Die betroffenen 

Straßen sind auch aus dem Lageplan in der Anlage 3 

ersichtlich. 

Redak�onelle Anpassung. Aufzählung der betroffenen 

Straßen wurde in die neu erstellte Anlage 2 verschoben. 



§ 3 Gebührenmaßstab § 3 Gebührenmaßstab  

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grund-

stücksseiten entlang der Straße, durch die das Grund-

stück erschlossen ist (Straßenfrontlänge in Meter). 

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grund-

stücksseiten entlang der Straße, durch die das Grund-

stück erschlossen ist (Straßenfrontlänge in Metern). 
Bei Eck- und durchgehenden Grundstücken sind alle 

angrenzenden Straßen maßgebend. 

Ergänzung um Satz 2 zur Klarstellung und besseren 

Verständlichkeit. 

(2) Die Frontlänge wird auf volle Meter abgerundet. gestrichen 

Rundungsregelung wegen fehlender Ermäch�gungs-

grundlage aufgrund RH-Bericht 2025 (Rd.Nr. 80) 

gestrichen. Rechtliche Grundlage OVG RLP: GläCung der 

Grundstücksflächen rechtlich nicht zulässig, mangels 

Rechtsgrundlage. 

(3) Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grund-

stück nicht an diese Straße an, so wird an Stelle der 

Frontlänge die der Straße zugewandte Grundstücksseite 

in voller Länge als Gebührenmaßstab zugrunde gelegt. 

(2) Grenzt ein durch die Straße erschlossenes 
(Hinterlieger-) Grundstück nicht an diese an, so wird an 

Stelle der Frontlänge die der Straße zugewandte Grund-

stücksseite in voller Länge als Gebührenmaßstab 

zugrunde gelegt 

Erhöhung der Bes�mmtheit durch sprachliche 

Ergänzung „(Hinterlieger-)“ 

(4) Die Grundlagen für die Festsetzung der Gebühren 

können durch Bescheid festgestellt werden. 

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung der Gebühren 

können durch Bescheid festgestellt werden. 
 

§ 4 Gebührensatz § 4 Gebührensatz  

(1) Die Benutzungsgebühr je laufenden Meter 

Straßenfrontlänge beträgt jährlich 17,32 EUR bei 

werktäglicher Straßenreinigung. 

(1) Die Benutzungsgebühr je Meter Straßenfrontlänge 

beträgt jährlich 53,26 EUR bei Straßenreinigung von 

Montag bis Sonntag. 

Neukalkula�on aufgrund zweifacher Beanstandung in 

RH-Bericht 2012 (Rd.Nr. 27-30) und Bericht 2025 (Rd.Nr. 

82-83): letztmalige Kalkula�on der Gebühren in 2012, 

langjähriger Kalkula�onsverzicht, eingetretene Kosten-

entwicklungen, wie steigende Personalkosten, Erhöhung 

Tarifentgelte usw. blieben dadurch unberücksich�gt. 

Auch wurden die Kosten für den Verwaltungs-Overhead 

nie berücksich�gt. 

 
(2) Eine Überprüfung und erforderliche Anpassung der 
unter Absatz 1 genannten Benutzungsgebühr soll 

grundsätzlich alle drei Jahre erfolgen. Die Stadt Speyer 

Rechtliche Ergänzung, Eröffnung Ermäch�gungs-

grundlage. 



behält sich vor, eine Überprüfung und eine Anpassung 

zu einem anderen Zeitpunkt vorzunehmen. 

Die mit einer Neukalkula�on vorgenommene Kosten-

rechnung muss nicht für jedes Jahr erstellt werden. 

Vielmehr ist es zulässig, die Kostenentwicklung der 

letzten drei und der kommenden drei Jahre zu 
berücksich�gen (§ 8 Abs. 1 Satz 4 KAG); ggf. kommen 

auch kürzere Zeiträume in Betracht, 

§ 5 Gebührenpflich-ge § 5 Gebührenpflich-ge  

(1) GebührenpflichFg sind die Eigentümer der 
erschlossenen Grundstücke. Den Eigentümern sind die 

zur Nutzung oder zum Gebrauch dinglich berechFgten 

gleichgestellt. Mehrere GebührenpflichFge haHen als 

Gesamtschuldner. 

(1) GebührenpflichFg ist, wer am Ende des Bemessungs-

zeitraums (§ 6 Abs. 1) Eigentümer eines Grundstücks 

nach § 3 ist. Den Eigentümern werden gleichgestellt die 

zur Nutzung oder zum Gebrauch dinglich BerechFgten, 

denen nicht nur eine Grunddienstbarkeit oder eine 

beschränkt persönliche Dienstbarkeit zusteht, und die 

WohnberechFgten (§ 1093 BGB). 

(2) Mehrere GebührenpflichFge für dieselbe zu 

reinigende Straßenfläche/Straßenlänge sind 

Gesamtschuldner. 

(3) TriL ein Wechsel in der Person des Gebühren-

pflichFgen ein, so hat der bisherige Verpflichtete die 
Gebühr bis zum Ende des laufenden Monats zu 

entrichten. Für die Gebühren dieses Monats haHen 

neben dem bisherigen GebührenpflichFgen auch der 

neue GebührenpflichFge. Der Wechsel in der Person 

des GebührenpflichFgen ist der Gemeinde anzuzeigen.  

(4) Zeigen der bisherige oder neue GebührenpflichFge 

der Gemeinde den Wechsel nicht an, haHen beide 
gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren für 

die Zeit vom Rechtsübergang bis zum Ende des Monats, 

in dem die Gemeinde hiervon Kenntnis erhält.  

Rechtliche Nachschärfung. Zu Grunde lag die Muster-
satzung aus der 3. völlig überarbeiteten und erweiterten 

Auflage von Ralf BiCerwolf zur Straßenreinigung und 

Winterdienst in Rheinland-Pfalz, SchriMenreihe des 

Gemeinde- und Städtebundes RLP, Mainz, 2020. 



§ 6 Beginn und Ende der Gebührenpflicht § 6 Beginn und Ende der Gebührenpflicht  

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des 

Monats, der auf den Beginn der regelmäßigen 

Reinigung der Straße erfolgt. Sie endet mit Ablauf des 
Monats, mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt 

wird. 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des 

Monats, der auf den Beginn der regelmäßigen 

Reinigung der Straße erfolgt. Sie endet mit Ablauf des 
Monats, mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt 

wird. 

keine Änderung 

(2) Ein Wechsel des GebührenpflichFgen ist der 

Stadtverwaltung anzuzeigen. Ändern sich die 

Eigentumsverhältnisse, so endet die Gebührenpflicht 

des bisherigen Eigentümers mit Ablauf des Monats des 

Eigentümerwechsels. Danach triL der neue Eigentümer 

in die Gebührenpflicht ein. Erfolgt der 

Eigentümerwechsel zum 01. eines Monats, so wird der 
neue Eigentümer zum 01. dieses Monats 

gebührenpflichFg. 

(2) Ein Wechsel des GebührenpflichFgen ist der Stadt-

verwaltung unverzüglich anzuzeigen. Ändern sich die 

Eigentumsverhältnisse, so endet die Gebührenpflicht 

des bisherigen Eigentümers mit Ablauf des Monats des 

Eigentümerwechsels. Danach triL der neue Eigentümer 

in die Gebührenpflicht ein. Erfolgt der Eigentümer-
wechsel zum 01. eines Monats, so wird der neue 

Eigentümer zum 01. dieses Monats gebührenpflichFg. 

Ergänzung um „unverzüglich“, damit Änderungen beim 

Wechsel zeitnah angezeigt werden. 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der 

Gebühr, so mindert oder erhöht sich die 

Benutzungsgebühr vom Ersten des Monats an, der der 

Änderung folgt. 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der 

Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Benutzungs-

gebühr vom Ersten des Monats an, der der Änderung 

folgt. 

keine Änderung 

(4) Falls die Reinigung aus zwingenden Gründen für 

weniger als einen Monat eingestellt oder für weniger als 
drei Monate eingeschränkt werden muss, besteht kein 

Anspruch auf Gebührenminderung. Wiederholt sich 

einer der Tatbestände in einem Jahr, besteht von Amts 

wegen die Verpflichtung auf anteilmäßige ErstaLung. 

(4) Falls die Reinigung aus zwingenden Gründen für 

weniger als einen Monat eingestellt oder für weniger als 
zwei Monate eingeschränkt werden muss, besteht kein 

Anspruch auf Gebührenminderung. Wiederholt sich 

einer der Tatbestände in einem Jahr, besteht von Amts 

wegen die Verpflichtung auf anteilmäßige ErstaLung. 

Ausfall der Leistungen für einen Zeitraum von zwei 

Monaten hinnehmbar (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 

9. Februar 2006 – 6 A 11037/05.OVG, (juris Rn. 35) 

Änderung aufgrund der Empfehlung des RH zur 

Klarstellung (Bericht von 2025, Rd.Nr. 81)  

(5) Die Jahresgebühr wird in vier gleichen Teilbeträgen 

jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
Jahres fällig. Gebührennachforderungen werden einen 

Monat nach Zugang des Bescheides fällig. Der 

Gebührenbescheid kann mit der Anforderung anderer 

Gemeindeabgaben verbunden werden. 

(5) Die Jahresgebühr wird in vier gleichen Teilbeträgen 

jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines 
Jahres fällig. Gebührennachforderungen werden einen 

Monat nach Zugang des Bescheides fällig. Der 

Gebührenbescheid kann mit der Anforderung anderer 

Gemeindeabgaben verbunden werden. 

keine Änderung 



§ 7 Anzeige und Auskun2spflicht § 7 Anzeige und Auskun2spflicht  

(1) Die GebührenpflichFgen gemäß § 5 haben alle für die 

Errechnung der Gebühren erforderlichen AuskünHe zu 

erteilen und zu dulden, dass beauHragte Personen der 

Stadt Speyer das Grundstück betreten, um die 

Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu 

überprüfen. 

Die GebührenpflichFgen gemäß § 5 haben alle für die 

Errechnung der Gebühren erforderlichen AuskünHe zu 

erteilen und zu dulden, dass beauHragte Personen der 

Stadt Speyer das Grundstück betreten, um die 

Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu 

überprüfen. 

keine Änderung 

 

Satzungsgebiet alt: 

 



Satzungsgebiet erweitert um Schulergasse (≈ 62 m) und Länge der Kutschergasse (zwischen Schulergasse und Schustergasse ≈ 65 m): 

 

 

  


